
GBA erweitert zahnärztliche Leistungen  
für Kinder

Kinder haben kün�ig einen umfassen-
deren Anspruch auf zahnärztliche 

Früherkennungsuntersuchungen und 
Vorsorgemaßnahmen. Das hat der Ge-

meinsame Bundesausschuss (GBA) im 
Januar beschlossen. Um das Au�reten 
frühkindlicher Karies zu reduzieren, wer-
den erstmals Kleinkinder unter 3 Jahren 
einbezogen. Die wichtigsten Neuerungen:
— Zahnärztliche Früherkennungsunter-

suchungen können kün�ig bereits ab 
dem 6. Lebensmonat in Anspruch ge-
nommen werden. Bislang ist dies erst 
für Kinder ab dem 3. Lebensjahr vor-
gesehen. Zwischen dem 6. und 34. Le-
bensmonat besteht nun ein neuer An-
spruch auf drei Früherkennungsun-
tersuchungen. Diese sind zeitlich auf 
die U-Untersuchungen abgestimmt. 
Kinder zwischen dem 34. Lebensmo-
nat und dem vollendeten 6. Lebens-
jahr haben weiterhin unverändert An-
spruch auf drei zahnärztliche Früher-
kennungsuntersuchungen.

— Bei den neu eingeführten Untersu-
chungen vor dem 34. Lebensmonat 
soll der Zahnarzt die Betreuungsper-

sonen zum Beispiel auch über die Ur-
sachen von Erkrankungen im Mund 
au�lären und in der Anamnese die 
Anwendung von Fluoridierungsmit-
teln wie Zahnpasta erfragen.

— Das Au�ragen von Fluoridlack zur 
Zahnschmelzhärtung wird für Kinder 
zwischen dem 6. und 34. Lebensmonat 
Kassenleistung. Der neue Anspruch 
besteht zweimal je Kalenderhalbjahr, 
unabhängig davon, ob bei den Kin-
dern eine (initial-)kariöse Läsion vor-
liegt. Fluoridlack trägt durch die Re-
mineralisierung der Zahnober�äche 
dazu bei, das Entstehen und das Fort-
schreiten von Karies zu verhindern.

Der Beschluss wird dem Bundesminis-
terium für Gesundheit zur Prüfung vor-
gelegt und tritt nach Nichtbeanstandung 
und Verö�entlichung im Bundesanzei-
ger, frühestens jedoch am 1. Juli 2019, in 
Kra�. Neue Leistungen können erst 
dann erbracht werden, wenn der Bewer-
tungsausschuss über die Höhe der Ver-
gütung im Einheitlichen Bewertungs-
maßstab für zahnärztliche Leistungen 
(BEMA) entschieden hat.  red

Pädiater geben Infos zu Gewaltprävention

K inderärzte in Düsseldorf erproben ei-
nen neuen Ansatz, um Gewalt und 

Verwahrlosung von Kindern vorzubeu-
gen. Sie legen kün�ig in allen Vorsorge-
he�en ein Blatt ein, das Eltern über An-
laufstellen informiert, an die sie sich bei 
einer möglichen Gefährdung des Kin-
deswohls wenden können. Das Projekt 
ist gemeinsam von Pädiatern, dem Düs-
seldorfer Jugendamt und Trägern der 
Frühen Hilfen entwickelt worden.

Es sei ein großes Problem, dass viele 
Eltern bei einer Überforderung nicht 
wissen, an wen sie sich wenden können, 
sagt Dr. Josef Kahl. Der Kinderarzt aus 
Düsseldorf ist Sprecher des Berufsver-
bandes der Kinder- und Jugendärzte 
und einer der Initiatoren des Projekts. 
Die Einrichtungen der Frühen Hilfen 
sind nach wie vor zu wenig bekannt, so 
Kahl. „Wir ho�en, dass wir das mit un-
serer Initiative ändern können.“

Es war eine bewusste Entscheidung, 
die Informationsblätter bis zur U7a-Un-

tersuchung am Ende des 3. Lebensjahres 
in alle Gelben He�e einzukleben. So 
wolle man die Diskriminierung und 
Stigmatisierung einzelner Familien ver-
hindern, betont er. „Außerdem wissen 
wir nicht, in welchen Familien die Not-
situationen au�reten werden.“

Die meisten Eltern wollten das Beste 
für ihr Kind und seien bereit, sich Un-
terstützung zu holen, wenn sie wissen, 
wo sie sich hinwenden können, sagt Dr. 
Gabriele Komesker, ärztliche Leiterin 
der Kinderschutz-Ambulanz am Evan-
gelischen Krankenhaus Düsseldorf. 

„Wir können und sollten Eltern in die 
Prävention von Gewalt einbinden, wo 
immer es möglich ist.“ Man müsse ihnen 
zeigen, wo sie Hilfe ¥nden, bevor die 
Kinder leiden, sagt Komesker.

Die Praxis von Dr. Josef Kahl ist eine 
der fünf Praxen, in denen das Einlege-
blatt getestet worden ist. Die Reaktion der 
Eltern war bislang meist positiv. Sie seien 
interessiert und fühlten sich nicht ange-

gri�en, berichtet der Arzt. „Die Bereit-
scha� ist groß, sich mit dem §ema aus-
einanderzusetzen.“ Jetzt werden alle Pä-
diater in Düsseldorf in das Projekt einbe-
zogen, mithilfe eines Sponsors konnten 
rund 20.000 Einlegeblätter gedruckt wer-
den. „Wir wollen die Eltern �ächende-
ckend erreichen“, sagt Kahl. Sowohl die 
Ärzte als auch die medizinischen Fachan-
gestellten werden nach und nach darin 
geschult, wie sie die Eltern auf die Hand-
reichung aufmerksam machen können.

Das Projekt wird vom Fachbereich 
Sozial- und Kulturwissenscha�en der 
Hochschule Düsseldorf wissenscha�-
lich begleitet. Belegt die Evaluation den 
Erfolg der Initiative, soll sie bundesweit 
ausgeweitet werden. Nach Angaben von 
Kahl haben Kinder- und Jugendärzte 
aus benachbarten Städten bereits gro-
ßes Interesse an der Initiative. Neben 
der schri�lichen Handreichung ist auch 
eine App geplant, kündigt er an. Die El-
tern sollen sich auch auf dem Smartpho-
ne schnell über die Angebote der Frü-
hen Hilfen vor Ort informieren können.
 Ilse Schlingensiepen
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Praxis konkret  




